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BGH 1 StR 176/22 - Beschluss vom 30. Juni 2022 (LG Uim)

Vorbehalt der Unterbringung in der Sicherungsverwahrung (erforderliche Begriindung im Urteil).
§ 66a Abs. 2 StGB; § 267 Abs. 6 Satz 1 StPO

Entscheidungstenor

1. Auf die Revision des Angeklagten wird das Urteil des Landgerichts Uim vom 16. Februar 2022 im Ausspruch
Uber die vorbehaltene Sicherungsverwahrung mit den zugehérigen Feststellungen aufgehoben.

2. Die weitergehende Revision wird als unbegriindet verworfen.

3. Im Umfang der Aufhebung wird die Sache zu neuer Verhandlung und Entscheidung, auch Uber die Kosten des
Rechtsmittels, an eine andere als Schwurgericht zustédndige Strafkammer des Landgerichts zuriickverwiesen.

Griinde

Das Landgericht hat den Angeklagten wegen Mordes zu lebenslanger Freiheitsstrafe verurteilt und seine Unterbringung in
der Sicherungsverwahrung vorbehalten. Die hiergegen gerichtete, auf die Ruge einer Verletzung materiellen Rechts
gestiitzte Revision des Angeklagten filhrt zur Aufhebung der MaRregelanordnung und bleibt im Ubrigen ohne Erfolg.

1. Die auf die Sachriige veranlasste Uberpriifung des Urteils hat zum Schuld- und Strafausspruch keinen Rechtsfehler
ergeben.

2. Dagegen hat der Ausspruch Uber die vorbehaltene Sicherungsverwahrung keinen Bestand, weil die Urteilsgriinde nicht
erkennen lassen, dass sich die Strafkammer des ihr durch § 66a Abs. 2 StGB erdffneten Ermessens bewusst gewesen
ist; dass sie ihr Ermessen ausgedibt hat, ist aus den Urteilsgriinden nicht zu erkennen.

a) Gegen die Anordnung eines Vorbehalts der Sicherungsverwahrung (§ 66a Abs. 2 StGB) neben der Verhdngung
lebenslanger Freiheitsstrafe bestehen keine grundsatzichen Bedenken (BGH, Beschluss vom 20. November 2018 - 4
StR 168/18, BGHSt 63, 243, 245 Rn. 7 ff. mwN). Die auf § 66a Abs. 2 StGB gestltzte Anordnung, deren formelle
Voraussetzungen das Landgericht rechtsfehlerfrei bejaht hat, liegt dabei im pflichtgemaRen Ermessen des Tatgerichts

(vgl. BGH, Beschlisse vom 20. November 2018 - 4 StR 168/18, BGHSt 63, 243, 245 Rn. 25 und vom 11. Marz 2015 - 1
StR 3/15 Rn. 3). Die Urteilsgrinde missen stets erkennen lassen, dass das Tatgericht sein Ermessen ausgeubt hat und
welche Erwégungen dabei leitend waren (vgl. BGH, Beschlisse vom 20. November 2018 - 4 StR 168/18, BGHSt 63,
243, 251 Rn. 25 mwN; vom 16. August 2018 - 4 StR 200/18 Rn. 24 und vom 19. Juli 2017 - 4 StR 245/17 Rn. 9).

In Fallen, in denen - wie hier - vorbehaltene Sicherungsverwahrung neben lebenslanger Freiheitsstrafe angeordnet wird,
muss das Tatgericht dem Ausnahmecharakter der Vorschrift in besonderer Weise gerecht werden und tragféhig

begriinden, dass und warum die kumulative Anordnung der Mafregel auch im konkreten Einzelfall dem Grundsatz der
VerhaltnismaRigkeit entspricht (vgl. BGH, Beschluss vom 20. November 2018 - 4 StR 168/18, BGHSt 63, 243, 251 Rn.
26 mwN; vgl. zur unbedingten Sicherungsverwahrung auch Urteil vom 28. Juni 2017 - 5 StR 8/17 Rn. 19). In die
erforderliche Gesamtabwagung aller fir und gegen die MafRregelanordnung sprechenden Umsténde missen dabei

erkennbar auch diejenigen Gesichtspunkte eingestellt werden, die gegen die Malregelanordnung sprechen kénnen

(BGH, Beschluss vom 20. November 2018 - 4 StR 168/18, BGHSt 63, 243, 251 Rn. 27 mwN).

Im Rahmen der Ermessensentscheidung, ob die Anordnung vorbehaltener Sicherungsverwahrung neben lebenslanger
Freiheitsstrafe im Einzelfall veranlasst ist, muss insbesondere beriicksichtigt werden, dass eine solche Anordnung -
ebenso wie in Fallen unbedingter Anordnung von Sicherungsverwahrung neben lebenslanger Freiheitsstrafe - fur den
Betroffenen belastende, aber auch beginstigende Auswirkungen hat; diese sind im Rahmen der
VerhéltnismaRigkeitsprifung in den Blick zu nehmen und gegeneinander abzuwégen (vgl. BGH, Beschluss vom 20.
November 2018 - 4 StR 168/18, BGHSt 63, 243, 252 Rn. 28 f. mwN).

Darliber hinaus ist zu prifen und zu bewerten, ob und gegebenenfalls wie sich der Umstand, dass dem Angeklagten im
Nachverfahren die Anordnung von Sicherungsverwahrung droht, auf seine Bereitschaft auswirkt, im Rahmen des
Strafvollzugs an seiner Resozalisierung mitzuwirken (vgl. BGH, Beschluss vom 20. November 2018 - 4 StR 168/18,
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BGHSt 63, 243, 252 Rn. 30 mwN).

b) Diesen Anforderungen genigt das angefochtene Urteil nicht. Den Urteilsgrinden ist auch nach ihrem
Gesamtzusammenhang nicht zu entnehmen, dass sich das Landgericht Gberhaupt des Umstands bewusst gewesen ist,
mit der Anordnung der vorbehaltenen Sicherungsverwahrung eine Ermessensentscheidung zu treffen. Neben den -
ohnedies sehr knappen und teilweise auch zu allgemein gehaltenen - Ausfilhrungen zu den gesetzlichen Voraussetzungen
der MaRregelanordnung fehlt es an jeglicher Abwagung und Begriindung, aus welchen Griinden die Strafkammer sich
unter Ausiibung des ihr eréffneten Ermessens zur Anordnung der vorbehaltenen Sicherungsverwahrung veranlasst

gesehen hat.

2/2



	Rechtsprechung (hrr-strafrecht.de)
	BGH 1 StR 176/22 - Beschluss vom 30. Juni 2022 (LG Ulm)
	Vorbehalt der Unterbringung in der Sicherungsverwahrung (erforderliche Begründung im Urteil).   § 66a Abs. 2 StGB; § 267 Abs. 6 Satz 1 StPO
	Entscheidungstenor
	Gründe



